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Anforderuagen. an, die Ermittlu n gs m aßn a h men der
Flq*ereinigutrg§.behörde bei de1 Ver&eterbestellung nach § 119 Flurbc

Rqchtsanwalt Da*i'il &teimannt,Dipl-Ing. Martin schumrinn2, Pfciibssor Dr.-!ng Karl-Heinz Thiemanns

In Flurbereinigun.gsuerfohren nach dem FlurbC kommt es oft uor,

dass Crunilstäckseigentümer bzw. deren Aw;fenthalt unbekannt sind.

Für solche Fälle sieht § 119 FlurbG eine Wrtreterbestellung uon Amts
oegen uor, allerdings stellen die Betueuungs- bzw. Familiengerichte un-
terschiedlich hohe AnJorderungen an die uon der Flurbereinigungsbehörde

zuuor durchzuführenden Ermittlungsmafnahmen. D er Beitrag erörtert

die Anforderungen, die sich aus dent allgemeinen Amtsermittlungsgrund-

satz ergeben, wertet die einschlägige Rechtsprechung zu § 119 FlurbC
aus und nimmt einen Wrgleich mit der Vertreterbestellunq uon Amts
wegen in anderen Rechtsgebieten uor. Hieraus ergeben sich die rechtlich

notwendigen AnJorderungen dn die ErmittlungsmdJSnahmen der Flurbe-
reinigungsbehörde im Zusammenhang mit § 119 Flurbc.

I. Einführung und Problerndarstellung
Teilnehmer eines Flurbereinigungsverfahrens sind nach § 10

Nr. 1 FlurbG die Eigentümer der zum Flurbereinigungsgebiet
gehörenden Grundstäcke sowie die den Eigentümern gleichste-
henden Erbbauberechtigten. Insbesondere zur Außtellung und
Bekanntgabe des Flurbereinigungsplanes (siehe § 57 FlurbG und

§ 59 Abs. 3 FlurbG) hat die Flurbereinigungsbehörde die Teil-
nehmer zu ermitteln. Dazu sind gemäß § 12 Abs. 1 Satz 1 FlurbG
die Eintragungen im Grundbuch maßgeblich, weil sie per Gesetz
a1s richtig gelten (§ 891 BGB) und mit öffentlichem Glauben aus-
gestattet sind (§ 892 BGB). Im Rahmen der sogenannten Legi-
timation wird insbesondere geprüft, ob die Eigentümerangaben
im Grundbuch noch aktuell sind oder Eigentumsübergänge
außerhalb des Grundbuchs (insb. durch Erb{iille) stattgefunden
haben. Ferner sind die zustellungslähigen Kontaktdaten (vgl.

§ 127 FlurbG) aller Teilnehmer zu ermitteln.

Als Ergebnis der Legitimation kommt es jedoch nicht selten

vor, dass Grundstückseigentümer bzw. ihr AuGnthalt unbekannt
sind. Dies ist gerade bei weniger wertvollen Grundstücken wie
Unland, Hutungen oder kleineren land- und forstwirtschaft-
lichen Flächen der Fa1l. weil solche F1ächen im Rahmen von
Erbvorgängen und Erbauseinandersetzr-rngen mitunter vergessen

werden bzw. eine Grundbr-rchberichtigung nach § 22 Abs. 1

Satz 1 GBO i. V. m. § 35 GBO (Nachweis der Erbfolge) ange-
sichts des damit verbundenen Ar-rfrvands im Vergleich zum gerin-
gen Grundstückswert bewusst unterbleibt. Gerade in solchen
Konstellationen ist die Legitimation besonders schwierig und
vielfach wenig erfolgreich, zumal wenn der Erbfall schon 1ängere

Zert zurückliegt. Für solche Fälle sieht § 119 FlurbG u. a. eine
Vertreterbestellung von Amts wegen vor und verdrängt damit a1s

1ex specialis die allgeneinen Vorschriften zur Vertreterbestellung
nach § 16 VwVfG. Zuständig sind seit 1976 gena"ß § 119 Abs. 2

FlurbG die Betretiungsgerichte bzw. bei minderjährigen Betei-
ligten die Familiengerichte bei den Amtsgerichten, in dessen

I{anzlei Ostermann Rechtsanwälte. Schweich-Isse1.
Lehrbeauftragter der Technischen lJniversität Dresden, Reßrats-
leiter Ländliche Entwicklung, ländliche Bodenordnung der Au{l
sichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD), Trier.
Prolessor für Landmanagement der Universität der Bundeswehr
München (UniBw M), Fakultät für Bauingenieurwesen und LJm-
weltwissenschaften, Neubiberg.

Bezirk die Teilnehmergemeinschaft des jerveiligen Flurbereini-
gungsverfahrens ihren Sitz hat.

§ 119 Abs. 1 FlurbG enthäit in den Nrn. 1-5 Flr-rrbG ver-
schiedene Fallkonstellationen, in denen eine Vcrtreterbestellung
in der Flurbereinigung vorgesehen ist. Der Beitlag befasst sich
inhaltlich mit § 119 Abs. 1 Nr. 1 FlurbG (unbekannter Eigen-
tümer) und § 119 Abs. 1 Nr. 2 Fa11 1 FlurbG (unbekannter Auf
enthaltsort eines Eigentümer$. Beide Konstellationen knüpfen
an § 12 Abs. 1 Satz 1 FlurbG an, dass für die Ermittlung der
Beteiligten die Eintragungen im Grundbuch mal3qebend sind.
Sie umfassen alle Fälle, in denen entsprechend der jerveiligen
Grundbucheintragung eindeutig ein Eigentüm!-r \-orhanden
sein muss, dessen Person bzw. dessen Aufenthalt -jeiloch unbe-
kannt ist. Dies kommt in der Praxis sehr här-rfig vor. n'ci1 einge-
tragene Grundstäckseigentümer bereits verstorben,.ein können
und deren Erben nicht ohne'Weiteres ausfindig zu nrachen sind,
vor a11em dann, wenn es sich um eine Erbengemeinschaft han-
delt.

Softrn in den Fä11en des § 119 Abs. 1 Nr. 1 bzu'. des § 119

Abs. 1 Nr. 2 Fall 1 FlurbG ein unangefochtener Eisenbesitzer
vorhanden ist, gilt er nach § 13 Abs. 1 FlurbG als 13ereihgter.+ Die
Legitimation über r-rnstrittigen Eigenbesitz hatte in den neuen
Bundesländern bezüg1ich des selbstständigen Gebriu.leeigenrums
gro13e Bedeutung in den Flurneuordnungsverf:rhren zur Fest-
stellung und Neuordnung der Eigentumsverh.ilrnisse nach

§§ 53 ft-. LrvAnpG im Rahmen der Zusamrneniührung ge-
trennten Grund- und Gebäudeeigentums gemäll -r 

(r1 LwAnpG
(Gebäudeeigenbesitzbescheinigung der Gemeinde nach § 12

Abs. 1 Satz 2 Ak.2 FlurbG i. V. m. § 63 Abs. 2 Lu'AnpGs). Sie

soll hier aber nicht weiter thematisiert werden. (lcnn heute r-rnd in
der Flurbereinigr-rng der alten Bundesländer konrnrr eine Legi-
timation über unstreitigen Eigenbesitz kaum vrrr. Noch seltener
ist eine Vertreterbestell-rng für streitigen Eisenbesitz nach § 13

Abs.2SatzlFlurbG.

§ 119 Abs. 1 Nr. 2 Fa11 2 FlurbG ermöglichr rlie Vertreterbe-
stellung für einen Eigentümer, der an del Besorgung seiner An-
gelegenheiten verhindert ist. Typische Bei,spiele sind Beteiligte,
die durch Krankheit oder andere lJmstände r-orübergehend im
Ausland zurückgehalten werden odel durch politische Verhä1t-
nisse im Ausland an der'Wahrnehmung ihrer Grundstücksange-
legenheiten gehindert sind. Ausnahmss'e'ise stellt auch der Auf-
enthalt in einer Strafanstalt eine Velhinderung dar, wenn der
Beteiligte nicht in der Lage ist, sich durch einen Bevollmächtig-
ten vertreten zu lassen. Verhindert ist ebenlalls der im Ausland
befindliche Steuerflächtling, der sich s'egen drohender Verhaf-
tr-rng im Inland nicht um seine Angelegenheiten kümmert.6 § 119

Abs. 1 Nr. 3 FlurbG spricht im Ausland t ohnende Beteiligte an,

die der Aufforderung nicht nachkommen, für das Verfahren
einen Vertreter zti bestellen. Durch die vergleichsweise einfache
Erteilung von Vollmachten (siehe § 123 FlurbG) und vor a11em

dr-rrch die heute vorhandenen Möglichkeiten der elektronischen
Kommunikation bzw. Nachricl-rtenübermittlung sind beide Fä1le

in der Praxis kaum von Bedeutung. § 119 Abs. 1 Nr. 4 FlurbG

4 BVerwG v. 4.11.1968, IV C 223.65, RzF 3 zu § 13 Abs. 2 FlurbG.
5 OVG M-Vv. 2.3.2000,9K27/98,kzF 29 za § 64 LwAnpG.
6 MüKoBGB/Schrvab, BGB, 8. Aufl. (2020), § 1911 Rn. 10.
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ermöglicht eine Vertreterbestellung für herrenlose Grundstücke.
Auch dieser Fall ist für die Praxis rveitestgehend bedeutungslos,
weil im Grundbuch gemäß § 3 Abs. 2 GBO nicht gebr-rchte und
zugleich herrenlose Grundstücke kaum vorkommen. Bei § 119

Abs. 1 Nr. 5 FlurbG geht es um die Vertreterbestellung für Mit-
eigentämer oder gemeinschaftliche Eigentümer von Grundstü-
cken, dte sich innerhalb der ihnen gesetzten Frist nicht aufeinen
gemeinsamen Bevollmächtigten einigen können.

A1len zuletzt genannten Fallkonstellationen ist gcmeinsam,
dass der jeweilige Eigentämer bereits ermittelt rvurde, also kein
Problem bezüglich der Anforderungen an die Ermittlungsmaß*
nahmen der Flurbereinigungsbehörde besteht. Sie rverden daher
im Ra1'rmen dieses Beitrags nicht weiter thematisrert.

§ 119 Abs. 3 FlurbG regelt die von der Flurbereinigungsbe-
hörde festzr-rsetzende Vergütung und Erstattung der baren Ausla-
gen des bestellten Vertreters. Die Aufwendungen sind Verirhrens-
kosten, wobei die F1r-rrbereinigungsbehörde eine Erstattung vom
Vertretenen verlangen kann, rvas bei einer Vertreterbestellung
nach § 119 Abs. 1 Nr. 1 FlurbG (r-rnbekannter Eigentümer) bzw.

§ 119 Abs. 1 Nr. 2 Fall 1 FlurbG (unbekannter Aufenthaltsort
eines Eigentämers) sachlogischerrveise ausscheidet. Da die Ver-
gütung in § 119 Abs. 3 Flr-rrbG mit dern Begriff,,angemessen"
abschließend geregelt ist, sind clie Stundensätze nach § 3 VBVG?
nicht anzur'venden, sondern können a1lenfal1s a1s Orientierungs-
hilfe herangezogen rverden.8 Auch bei der Vertreterbestellung von
An-rts wegen ist kosteneffektiv vorzugehen, weswegen in der Pra-
xis oftmals öffentliche Bedienstete bzw. Beamte a1s Vertreter be-
steilt werden, da diese die Vertretertätigkeit während ihrer Dienst-
zeit ausüben und sornit keinen gesonderten Vergütungsanspruch
nach § 119 Abs. 3 FlurbG haben. In Rheinland-Pfa1z werden viel-
fach die Vorsitzenden der Teilnehmergemeinschaften oder die
ehrenamtlichcn Ortsbärgermeister zu Vertretern bestel1t.

Nacl'r § 119 Abs. ,l FlurbG gelten für die Bestellung und für
das Amt des Vertreters irn Übtigen die Volschr:iften über die
Pflegschaft entsprechend, soGrn das FlurbG keine Sondervor-
schriften enthä1t. Neben dem FamFG'qwaren die Regelungen zur
Pflegschaft bis Ende 2022 tn §§ 1909-1921 BGB geregelt. Im
Zuge der sogenannten großen Vorn.rundschaftsreforml(' wurden
die letztgenarlnten Vorschriften des BGB mit 'Wirkung vom
01.0I.2023 aufgehoben und durch §§ 1809 1813 BGB (Pfleg-
schaft für Minderjährige) und §§ 1882 1888 BGB (sonstige

Pflegschaft) ersetzt, wobei § 1813 Abs. I BGB bzw. § 1888 Abs. 1

BGB bestimmen, dass auf Pflegschaften fär Minderjährige die
Vorschriften für die Vormundschaft (§§ 1773 {1-. BGB) rind auf
sonstige Pflegschaften die Regelungen des Betreuungsrechts
(§§ 1814 ft^. BGB) entsprechend anzuwenden sind. Sowohl das

Vormundschafts- als auch das Betreuungsrecht wurden imZu,ge
der Reform inhaltlich und systematisch grundlegend novelliert.
Die Voraussetzungen der Vertreterbestellr,rng im Vormundschafts-
und Betreuungsrecht gelten jedoch im Wesentlichen unverändert
fort, sodass sich die Vornundschaftsreforrn inhaltlich nicht ar-rf

den Verweis in § 119 Abs. 4 FlurbG ausrvirkt. l)aher kann im
vorliegenden Beitrag auf die diesbezügliche Rechtsprechung und
Kommentierr-rng vor 2023 zurückgegriilen werden.

Vormünder und Berreuervergütungsgesetz v. 4.5.21)21. (BGBI. I
s. 925).
BVerwG v. 1.7.21t17,9 C 1,2.16. RzF 20 zu § 63 Abs. 2 LwÄnpG.
Gesetz über das Verfähren in Familiensachen und in den Ange
legenheiten der freirvilligen Gerichtsbarkeit v. 17.12.2008 (BGBI. I
s. 2s87).
Gesetz zur Reform des Vormundschafts und Betreuungsrechts
v.4.5.2021 (BGBI. I S. 882).

Im lJnterschied zum BGB har der: nach § 119 FlurbG bestellte
Vertreter wesentlich weitergehende Rechte a1s der Vertreter nach
Pflegschaftsrecht undbenötigt gemäß § 125 FlurbG insbesondere
keine Genehmigung des Betreuungs- bzw. Farniliengerichts zur
Abgabe von Landabfindungsverzichtserklärr-rngen nach § 52
F1urbG. t1

Eine Auswertung in Rheiniand-Pfa1z anlässlich einer Prä-
fung durch den Landesrechnungshof hat ergeben, dass fär a1le

Arbeiten, die im Zusammenhang mit der Ermittlung der Betei-
ligten in Flurbereinigungsverfahren stehen (Grundbuchvergleich,
Legitin-ration von Teilnehmern und Nebenbeteiligtell, Vertreter-
bestellung, Nachtrag der Veränderungen in den 1außnden Ver-
fahren) derzeit ca. 15 Arbeitskräfte (AK) im Land eingesetzt sind.
Allein für die Arbeitsschritte Legitimation der Teilnehmer und
Vertreterbestellung werden ca. 7 AK in Rheinland-Pfalz benö-
tigt. Dies ist Ansatz urrd Motivation für die nachfolgende Ana-
1yse, um überzogenen Forderungen an die Ermittlungsmaß-
nahmen nach § 119 Abs. 1 Nr. 1 r-rnd Nr. 2 Fill 1 FlurbG
entgegenzuwirken. Denn nicht selten wird eine Vertreterbestel
lung vom zr-1ständigen Rechtspfleger mit der Begründung abge-
1ehnt, dass die Fh-rrbereinigungsbehörde nicht ausreichend eigene
Errnittlungsmaßnahrren durchgeführt hat und sich,yorschnell"
an das Betrer-rungs- bzw. Familiengericht wendet. Dies führt un-
weigerlich zu Verzögerungen in der Durchführung des jeweili-
gen Flurbereinigungsverfahrens sowie zu einem überflüssigen
Aufrvand. Ziel des Beitrags ist es, Klarheit bezüglich der Anfor-
derungen an die Ermittl-rngsmaßnahmen zu schaffen.

II. Allgemeiner Arntsermittlungsgrundsatz
nach § 24 VwVfG

Nach § 24 Abs. 1 VwVfG i. V. m. den einschlägigen Rege-
lungen im Landesrecht (r. B § 1 Abs. 1 LVwVfG des Landes
Rheinland-Pfalz12) hat jede Behörde einen offenen Sachverhalt
sor,veit notwendig von An.ts wegen zu k1ären und bestimmt da-
bei selbst Art und Umfang der Ermittlungen. Dieser Amrsermitt-
lungsgrundsatz gilt auch fär die Flurbereinigung als gestr-rftes

Verwaltungsverfahren nach § 2 Abs. 1 FlurbG. Dazu hat die Be-
hörde Art und Umfang der Ermittlungen selbst festzulegen, wo-
runter auch die Ermittlr-rngsmaßnahmen, d. h. das Ausmaß der
bei der Sachverhaltsermittlung eingesetzten zeitlichen, finanziel-
1en und personellen Ressourcen Iii11t.1r Denn bezäglich der Er-
mittlungsintensität stel'rt der Behörde ein Ermessen zu, um auch
anderen Zicien des Verrvaltungshandelns, wie dem Verhä1tnis-
mäßigkeitsgrundsatz sor,vie dem sparsamen und wirtschaftlichen
Umgang mit den eingesetzten Ressourcen, gerecht zu werden,
letzteres insbesondere, um den Staatshaushalt r-rnd damit letzt-
endlich den Ster,rerzahler zu schonen. Dabei ist zudem die Ge-
eignetheit der Mittel n'rit einzubeziehen, d. h. nicht naheliegende
Ermittlungsmaßnahmen sind nur bei konkreten Anhaltspunkten
zu ergreißn bzw. ztt verfolgen. ra

Somit ergibt sich aus dem allgemeinen Amtserrnitlungs-
grundsatz, dass die Behörde abhängig vom jerveiligen Ernzelfall
ihre Ern-rittlungsintensität festlegen muss, glundsätzlich jedoch
nur naheliegende Nachforschungsmaßnahrren zu ersreifen hat
und lediglich bei erfolgversprechenden Ans:rtzpunkten r,veiter-
gehende Ermittlungen einleiten so11. Als allgemeine Pflicht einer

'Wingerter/Mayr, FlurbG. irt. .\utl. :ttl8). § 119 Rn. 7-

Landesveru,altungsvertährensqesetz RhPf v. 23.12.1976 (GVBI.
s. 308).
Schoch/Schneider. \-crs-rrltunssrecht, Bd. III: VwVlG, 3. EL (2022),

§ 2,1 Rn. 59.
BVerrvG \'. 30.6.1r)o+. 5 B 32/()3; Schoch/Schneider, a. a. O., \ 2,1

Rn. 13(l t-.

1.1

t2

13

8

9

10 74
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jeden Behörde ist dies auch von der Flurbereinigungsbehörde inr
Rahmen der Vertreterbestellung nach § 119 FlurbG zu beachten,
sofern sich aus den speziellen Regelungen keine anderen oder
weitergehenden Verpfl ichtungen ergeben.

III. Vertreterbestellung nach § 119 FlurbG
§ 119 Flur:bG räumt dem Betreuungs- bzw. Familiengericht

mangels Ermessen und dem Fehlen von unbestimmten Rechts-
begriffen nur eine eng begrenzte Entscheidungskompetenz ein,
nach der es nicht das Verwaltungshandeln der Flurbereinigungs-
belrörde, sondern nur das Vorliegen der Voraussetz:ll,r,gel zul:
Vertreterbestellung kontrollieren darf.ls Daraus ergibt sich, dass

das Betreuungs- bzw. Familiengericht in den Fä1len des § 119

Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 FaLl 1 FlurbG nur prüGn darf, ob ein
Eigentümer bzw. sein Aufenthalt unbekannt ist, r,voraus sich eine
miitelbare I{ontrolle der Ermittlr.rngsmaßnahmen ergibt. 16

Die eingeschränkte Prüf- und Entscheidungskompetenz soll
sicherstellen, dass der Zweck der Vertreterbestellung nach § 119

FlurbG, näm1ich die Sicherstellung des Vorhandenseins eines
Interessensvertreters fär jedes Grundstück sowie die zügige
Durchführung der Flurbereinigung, aufrechterhalten wird. Ist
ein Beteiligter im Flurbereinigungsverfahren nicht vertreten,
so kann dieser nicht die notwendigen Erklärungen abgeben und
das Verfahren nicht fortgesetzt werden. Daher so11 die Vertre-
terbestellung von Amts wegen nicht nur die zügige Durchfüh-
rung, sondern überhaupt die Durchführung der Flurbereinigung
sicherstellen. 17

1. Zu § 119 Abs. 1 Nr. 1 FlurbG
(unbekannte Person)

Nach § 119 Abs. 1 Nr. 1 FiurbG hat das Betreuungs- bzw.
Fan'riliengericht auf Ersuchen der Flurbereinigungsbehörde
einen geeigneten Vertreter fär einen Beteiligten zu bestellen,
dessen Person unbekannt ist. Die Norm cleckt demnach a1le Fälle
ab, in denen nicht sicher ist, wem ein.Recht zusteht. Das Merk-
mal ,,unbekannt" ergibt sich aus der lJngewissheit über die In-
haberschaft des Rechts. 18

Der Hauptanwendungsbereich ist darin zu sehen, dass im
Grundbuch ein bereits verstorbener Eigentümer eingetragen isr,
aber noch keine Eintragung des bzw. der Erben erfoigte.r'r Auf
den öffentlichen Glauben nach § 891 Abs. 1 BGB kann dann
nicht abgestellt r,verden, weil die Vermutung der Richtigkeit des

Grundbuchs widerleglich ist und nicht gilt, wenn nachgewiesen
wurde, dass der eingetragene Eigentümer verstorben ist.20 In
diesenr Fall ist gemäß § 12 Abs. l Satz2 Fal1 1 FlurbG grundsätz-
lich derjenige Beteiligter, der einen Erbschein a1s öffentliche
Urkunde i. S. v. § 415 Abs. 1 ZPO vorlegt. Dies ste11t eine
abschließende Ausnahme von § 12 Abs. 1 Satz 1 FlurbG i. V. m.

§ 891 Abs. 1 BGB und der Orientierr-rng am Grundbuch dar.2r

15 LG Ämberg y.29.6.1978,3 T 389/78, RzF 2 zu § 119 FlurbG;
Wingerter/Mayr, a. a. O., § 119 Rn. 3.

16

17

OVG Berlin-Brandenburg v. 70.4.2011, OVG 70 L 17.73, I\zF 7 zu
§ 57 LwÄnpG; BVerwG v.5.5.2015,9 C 12/14, I{zF 8 zu § 57
LwAnpG.
BVerrvG v. ,1.11.i968, a. a. O.; OVG Berlin-Brandenburg v. 10.4.
2ii14, a. a. O.; tsVerwG v. 5.5.2015, a. a. O.

18 Wingerter/Mayr, a. a. O., § 119 Rn. 4 Nr. 1; Schwab, a. a. O., § 1913
Rn. 2'1 .

Wingerter/Mayr, a. a. O., § 119 Rn. 4 Nr. 1.

OVG S-A v.21.2.2010,8 I{ 6,/08, RzF 6 zu § 57 LwÄnpG; OVG
ß 'W v. 3.3.2014 , 7 S 2250/13, I{zF lO zu § 12 FlurbG; Bay VGH
v.4.2.2076,13 A 15.438, I{zF 14 zu § 12 FlurbG; MüKoBGB/Gaier,
BGB, 9. Äufl. (2023), § 891 Rn. 141{.
LG Heilbronn v. i4.7.1988, 1b T 338/87 I, I\zF 7 zu § 12 FlurbG;
'Wingerter/Mayr, 

a. a. O., § 12I{n. 2 i

Kann kein Erbschein erteilt werden, weil die Erbfolge noch un-
geklärt oder streitig ist, ist der Beteiligte unbekannt i. S. v. § 119

Abs. 1 Nr. I FlurbG, weil f-Ingewissheit über die Eigentümer-
stellung am Grundstück besteht mit der Folge, dass ein geeignc-
ter Vertreter zu bestellen ist. Ergibt sich aus dem Grundbuch,
dass eine Erbengemeinschaft Eigentümer ist, so liegt schon dann
eine Ungewissheit über die Inhaberschaft vor, wenn bereits
ein Mitglied der Erbengemeinschaft unbekannt ist. In diesem
Fall muss für die unbekannten Mitglieder ein Vertreter bestellt
werden.22

Nachdem nun festgestellt rvurde, wann ein Beteiligter ,,un-
bekannt" i. S. v. § 119 Abs. 1 Nr. 1 FlurbG ist, lassen sich daraus
Räckschlüsse fär das Vorgel'ren der Flurbereinigungsbehörde
ziehen. Zunächst ist zu beachten, dass § 119 FlurbG einschrän-
kend auszulegen ist, und zwar dahingehend, dass sich die Nicht-
feststellbarkeit eines Beteiligren im Flurbereinigungsverfahren
allein nach §§ 12 fi^. FlurbG unter ßeachtung der Ziele und Zwe-
cke des Flurbereinigungsverfahrens richtet.23 Dies gilt deshalb,
weii § 119 FlurbG 1ex specialis gegenüber § 16 VwVfG ist und
daher im Kontext des FlurbG zu lesen und auszulegen rst.

Ar-rs der einschränkenden Auslegr-rng ergibt sich, dass nach
§ 11 FlurbG die Flurbereinigungsbehörde die Beteiligten zu er-
mitteln und nicht festzustelien hat, denn in der Flurbereinigung
so11 der Gegenstand der Eigentumsrechte neu geordnet werden
und nicht die Inhaberschaft dieser Rechte, die grundsätzlich un-
berührt b1eibt.2a Dies bedeutet, dass die Flurbereinigr,rngsbehörde
nicht über streitige Eigentumsverhältnisse oder streitige Erbfol-
gen entscheiden darf,25 was auch deshalb konsequent ist, r,veii für
die Erteilung eines Erbscheins al1ein das Amtsgericht a1s Nach-
lassgericht gemäß § 23a Abs. 2 Nr. 2 Gerichtsverfassungsgesetz
(GVG) zuständig ist, und fiir die Entscheidung über streitige
Eigentumsverhältnisse das Amts- bzw. Landgericht. Sorvohl die
Grundsätze der Gewaltenteilung im Allgemeinen als auch die
Aufgabenverteilung nach dem GVG im Besonderen verbieten
es den Flurbereinigungsbel'rörden, über die Inhaberschaft von
Grundstückseigentum zu entscheiden. Demnach hat sich die
Flurbereinigungsbehörde ausschließlich an den Eintraeungen im
Grundbuch zu orientieren, ohne dabei eigene Ermittlungen bzrv.
Vermutungen bezüg1ich der Inhaberschaft von Rechten vorzu-
nehmen.26 Schließlich ist zu beachten. dass sich aus dem Verweis
in § i19 Abs. ,l FlurbG auf die Vorschriften zur Pflegschaft
(§§ 1809 1f. und §§ 1BB2 11^. BGB) ergibt, dass die Ermittlr,rng des

unbekannten Beteiligten zu den Aufgaben des bestellten Vertre-
ters gehört.27 So soll der Fortgang des Flurbereinieungsverfah-
rens sichergestellt werden, ohne dass die Flurbereinigungsbehör-
de Zeit und Ressourcen mit langwierigen Rechtsermittlungen
velbringt, worunter die Qr-ralität des Flurbereinigungsverfahrens
erheblich leiden wärde.28

Damit ist festzuhalten, dass sich die Flurbereinigungsbehörde
in FäIlen des § 119 Abs. 1 Nr. 1 FIr-rrbG ausschließlich an den Ein-

BVerwG v. 5.5.2015. a. a. O.
OVG Berlin-Brandenburg v. 10.4.201-1. a. a. O. u. IJVerrvG v.
5.5.2015, a. a. O., zu Art.233 § 2 Abs. 3 Satz 1 EGBGB, der jedoch
einen identischen Regelungscharakter rvie § 

'119 FlurbG hat; Win-
gerter/Mayr, a. a. O., § 119 Rn. 9.

2zl Wingerter/Mayr, a. a. O., § 11 Rn. 2; Quadflieg, Recht d. Flurb.,
12. Lfs (1989), § 11 Rn. 5.
OVG Hessen v.4.2.1962, F III 22 u. 23/60,kzF 1 zu § 12 FlurbG;
BVerwG v. 19.11.1970.IV B 51.69, RzF 3 zu § 12 FlurbG; OVG
S-A v. 24.2.2010, a. a. O.; OVG B-W v. 3.3.201.4, a. a. O.; tsay. VGH
v.4.2.2016,13 A14.2728, RzF 13 zu § 12 FlurbG; Wingerter/Mayr,
a. a. O., § 12 Rn. 1.

BVerwG v. 5.5.2015, a. a. O.
tsVerwGv.5.5.2015, a. a. O.; Schwab, a. a. O., § 1913I].n. 18.
BVerwG v. 5.5.2015. a. a. O.

19

2t)

22
23

26
27
28
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tragungen im Grr-rndbuch zu orientieren hat. Ergibt sich aus den-r
Grundbuch eine LJngewissheit über die Eigentümerstel1ung, so
ist der Beteiligte unbekannt und die Flurbereinigungsbehörde
hat beim zuständigen Betreuungs- bzw. Familiengericht um eine
Vertreterbestellung zr-r ersuchen. Eigene Ermittlr-rngen ur-rcl Ver-
mutungen bezüglich der Eigentümerstellung darf sie nicht vor-
nehmen, da ihr hierzu die Zuständigkeit und Entscheidungs-
kompetenz fehlen. Die Ermittlung des unbekannten Beteiligten
obliegt sodann dem bestellten Vertreter und den ordentlichen
Gerichten.

2. Zs § 119 Abs. 1 Nr. 2 Fall 1 FlurbG
(unbekannter Aufenthaltsort)

Nach § 119 Abs. 1 Nr. 2 FlurbG hat das Betreuungs- bzw.
Familiengericht auf Ersuchen der Flurbereinigungsbehörde
einen geeigneten Vertreter für einen Beteiligten zr_r bestellen,
r'r,enn dessen Aufenthalt unbekannt oder er an der Besorgung
seiner eigenen Angelegenheiten verhindert ist. Im Unterschied
zu § 119 Abs. 1 Nr. 1 F1r-rrbG besteht in dieseln Fa1l keine Un-
gewissheit über die Inhaberschaft des im Grundbuch eingetrage-
nen Eigentums. Im Gegenteil, es steht eindeutig Gst bzw. ergibt
sich aus dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nach s 891
Abs. 1 BGB, dass ein Eigentümer a1s Teilnehmer am Verfahren
i. S. v. § 10 Nr. 1 FlurbG exisriert. Allerdings ist der AuGnthalt
des Beteiligten unbekannt (§ 119 Abs. 1 Nr. 2 Fa11 1 FlurbG) oder
der bekannte Eigentürner ist an der Besorgung seiner Angelegen-
heiten, d. h. der Verwaltung seines Grundstücks verl'rindert, ins-
besondere weil er nicht vor Ort anwesend ist und somit keine
Termine wahrnehmen kann (§ 119 Abs. 1 Nr. 2 Fall 2 FlurbG).r')

§ 119 Abs. 1 Nr. 2 FlurbG umfasst somit die beiden Fallkonstel-
lationen des Abwesenheitspflegers nach § 1884 BGB.30

Ergibt sich aus dem Grundbuch, dass eine Erbengemeinschaft
Eigentäner des Grundstücks ist, so ist schon dann ein Vertreter
nach § 119 Abs. 1 Nr. 2 FlurbG zu bestellen, wenn bereits von
einem Mitglied der Aufenthalt unbekannt ist bzw. bereits ein
Mitglied an der Besorgung seiner Angelegenheiten verhindert
ist. Liegt dies vor, ist nur für die außnthaltsmäßig unbekannten
bzw. verhinderten Mitglieder ein Vertreter zu bestellen.sr

Der Flauptanrvendungsfall von § 119 Abs. 1 Nr. 2 FlurbG liegt
darin, dass ein Eigentümer unbekannt verzogen ist oder eine
Erbengemeinschaft a1s Eigentümer eingetragen und der Aufent-
halt einzelner Mitglieder unbekannt ist. Dies ist der Fal1, wenn dic
L,Inkenntnis über den aktuelien AuGnthaltsort nicht ohne'Weiteres
behoben r,verden kann.32 Hier greift der in § 11 FlurbG norrnierte
Begriffdes Ermittelns, denn die Flurberei'rigungsbehörde hat nun
zu versuchen, den AuGnthalt des Beteiligten herauszufinden.

Wie dargelegt, ist der Aufenthalt eines Beteiligten erst dann
unbekannt, wenn die zunächst festgestellte Unkenntnis nicht
ohne'Weiteres beseitigt werden kann. Dies ist der Fal1, wenn alle
auf der Hand liegenden und zumutbaren Nachforschr_rngsmög-
lichkeiten genutzt und erfolglos geblieben sind. Dabei rnüssen
ganz entGrnt liegende oder vernünftigerweise keinen Erlblg
versprechende Aufklärungsmöglichkeiten nicht r.vahrgenomnlen
werden.3r A1s naheliegende bzw. zumutbare Nachforschungs-
möglichkelten r,verden grundsätzlich Anfragen bei der Meldebe-
hörde der Gemeinde, beim letzten Verrnieter, bein'r Nachmieter,
bei clen unmittelbaren Nachbarn und eventuell bekannten Mit-

bervohnern, beim letzten Arbeitgeber, beim zuletzt zuständigen
Postamt (bezüglich eines möglichen Nachsendeauftrags) und bei
der Polizeidienststelle sowie Internetabfragen angesehen, sofern es

Anhaltspunkte daftir gibt, dass sich aus der jeweiligen Nachfrage
Erkenntnisse über den aktuellen Aufenthältsort ergeben können.3a

Allerdings gilt auch hier der öllentliche Glaube des Grund-
buchs nach § 891 Abs. 1 BGB, d. h., wenn im Grr_rndbuch A11ein-
eigentum eingetragen ist, so darf die Flurbereinigungsbehörde
dies a1s richtig ansehen, solange nicht das Gegenteil z. B. durch
eine öilentliche lJrkunde (§ 12 Abs. 1Satz2 Fa1l 1 FlurbG) be-
wiesen wurde.ss Demnach hat die Flurberelnigungsbehörde auch
nur einen Alleineigentümer zu errritteln und darf ihre Sr.rche
darauf beschränken.

Ar-rch hier ist die unter III.1 bereits dargestellte einschrän-
kende Rechtsu,'irkung von § 119 FiurbG zu beachten. Aus dieser
ergibt sich, dass die Anforderungen an die Nichtfeststellbarkeit
des Außnthalts des Beteiligten nicht äbersp:rnnt werden dürfen
und der Umfang der gebotenen Ermittlungstätigkeiten sich auf
naheliegende Möglichkeiten beschränken muss. Denn über-
spannte Anforderungen würden die zügige Durchführung von
Flurbereinigungsverfahren behindern, und gerade diese wol1te
der Gesetzgeber durch die Vertreterbestellung von Amts wegen
sicherstellen.36 Der erforderliche Ermittlungsaufivand hängt vom
Einzelfall ab, wobei ein jahrelanger Ermitthrngsaufivand ebenso
ar-rsscheidet wie ein vol1ständiger -verzicht. Angemessen erschei-
nen solche Ermittlungen, die einen vertretbaren Aufivand an
Zeit, Mühe und I{osten aufr.veisen.rT

Praktisch sieht dies so aus, dass unter den oben genannten
grundsätzlich zumutbaren Nachforschungsmöglichkeiten geprüft
werden muss, welche nahe- und rvelche Grnliegend bzw. nicht
erfolgversprechend sind. Den naheliegenden Möglichkeiten ist
dann sorgfiltig nachzugehen. Hieraus ergibt sich, dass sich der zu-
mutbare Ermittlungsaufrvand in den ,,Durchschnittsliillen.,, d. h.
solchen Fä1len, die keine Anhaltspunkte für besondere Ernritt-
lungsansätze ließrn, darrufbeschränken rvird, dass eine Einsicht-
nahme ins Grr-rndbuch sowie eine Nachfrage beim Einwohner-
mcldeamt bzw. beim Nacl'rlassgericht bei einer Erbengemeinschaft
durchzuführen ist. In besonderen Einzel{iillen sind auch Nach-
fragen bei Bekannten, Postämtern, Haftanstalten usw. durchzr,r-
führen, wenn es plausibel erscheint, dass dadr,rrch weiterbringende
Informationen in Bezug ar-rf den aktuellen AuGnthaltsort des
Beteiligten zu erfahren sind. In Frage kon'rmt auch eine Anfrage
beim Finanzamt hinsichtlich des Grr-rndsteuerpflichtigen, der den
Steuermessbescheid erhalten hat. Eine zu weitgehende Ausdeh-
nung der Anörderr-rngen an die eigenen Ermittiungsmaßnahmen
der Flurbereinigungsbehörde würde der Systematik und Zielset-
zung des FlurbG, aber vor a1lem der Aufgabe des Vertreters wider-
sprechen und ist daher abzulehnen. Denn auch bei § 119 Abs 1

Nr. 2 Fal1 1 FlurbG ist zu berücksichtigen, dass der bestellte Ab-
wesenheitspfleger bzw. Abwesenheitsvertreter dazu verpllichtet
ist, den Aufenthalt des Beteiligten herauszufinden und mitzuteilen,
sodass eine umfassende Nachforschungspflicht der Flurbereini-
gungsbehörde a1s Voraussetzung für die Vertreterbestellung in'W'i-
derspruch zur Stellung des Vertreters stehen wärde.r.

29 Schwal:, a. a. O., § 1911 Rn. 9.
30 'Wingerter/Mayr, 

a. a. O., § 119 Rn. 4 Nr. 2
31 BVerrvG v. 5.5.2015. a. a. O.
32 Schrvab, a. a. O., § 1911 Rn. 6.
33 Schwab, a. a. O., § 1911 Rn. 6.

34 Wingerter/Mayr, a. a. O., § 119 Rn. 4 Nr. 2.
35 OVG NRW v. 10.1.1.1c)92,9 G 16/90,I{zF. 3 zu § 14 FiurbG.
36 OVG NRW v. 10.77.7992, a. a. O.
37 BVerrvG v. 5.5.2015, a. a. O.
38 BVerrvG v. 5.5.2015, a. a. O.; Schwab, a. a. O., § 1911 Rn. 20.
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IV. Vertreterbestellung von Arnts wegen
in anderen Rechtsgebieten

Auch in anderen Rechtsgebieten, vor allem im Bereich des

öffentlichen Rechts, aber auch im Privatrecht besteht das Bedürf-
nis flir eine Vertreterbesteliung von Amts wegen, quasr imrner
dann, wenn für die Interessen eines Betroffenen ein Repräsen-
tant erforderlich ist, r-rm den Fortgang des Verfahrens sicherzu-
stellen. 'Wegen des Grundsatzes der Einheit der Rechtsordnung
werden im Folgenden auch die anderen Fälle der Vertreterbestel-
lung betrachtet, denn in der Regel werden dieselben Begrife
einheitlich im Recht ausgelegt, sodass deren Grundsätze inner-
halb der einzelnen Rechtsgebiete übertragbar sind.

1. Vertreterbestellung von Arnts wegen
nach § 16 VwVfG

§ 16 VwVIG regelt die allgemeine Vertreterbestellung von
Amts wegen. Die Vorschrift ist immer dann von Bedeutung,
wenn fiir Verwaltungsverfahren eine Interessensvertretung not-
wendig ist, aus den in § 16 Abs. 1 VwVfG genannren Gründen
aber nicht besteht. Der durch das Betreuungs- bzw. Familienge-
richt bestellte Vertreter hat gegenüber der ersr-rchenden Behörde
die Steliung eines gesetzlichen Vertreters, ist also berechtigt, An-
trige za stellen oder zuräckzunehmen, Akteneinsicht geltend zu
machen und Rechtsrnittel einzulegen. In der Verwaltungspraxis
kommt eine Vertreterbestellung nach § 16 VwVfG relativ selten
vor, weil die Amtsgerichte einen entsprechenden Antrag in der
Regel zum Anlass nehmen, einen Pfleger (für einen Minder.lähri-
gen nach § 1809 BGB) bzrv. einen Betreuer (fär einen Vol1jährr-
gen nach § 1814 BGB) zu bestellen, zu dessen Aufgaben dann auch
die Vertretung im anliegenden Verwaltungsverfahren gehört.
Denn meist besteht ein Vertretungsbedarf für den Betrollenen
nicht nur gegenüber der Behörde im konkreten Verfahren, son-
dern darüber hinaus auch gegenüber anderen Personen und Stel-
1en. Dennoch können aus § 16 VwVfG wichtige Schlussfolgerun-
gen fiir § 119 FlurbG abgeleitet werden, denn beide Vorschriften
weisen eine ähnliche Struktr-rr und einen ähnlichen Inhait auf

'W'ie eingangs dargelegt, ist § 119 FlurbG lex specialis zu § 16

VwVfG in Verbindung mit den einschlägigen Regelungen in den
Landesverwaltr-lngsgesetzen, die das VwVfG fär anzuwenden er-
k1ären (2. B. § 1 Abs. 1 LVwVfG RhP|. Im Rahmen dieser Ana-
lyse ist von Beder-rtung, dass § 119 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 FlurbG
in der Formulierung mit § 16 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 VwVfG
identisch ist.

Der wesentliche lJnterschied zwischen § '119 Abs. 1 Nr. 1

FlurbG und § 16 Abs. 1 Nr. 1 VwVfG ist darin zu sehen, dass die
Flurbereinigungsbehörde in Flurbereinigungsverfahren mangels
eigener Zuständigkeit keine eigenen Nachforschungen und
Feststellungen äber die Inhaberschaft von Rechten vornehmen
darf. Insofern sind die zu § 16 Abs. 1 Nr. 1 VwVfG entwickelten
Grundsätze zur Ermittlung der Inhaberschaft infragestehender
Rechte nur fär die Nachforschungsintensität in Bezug auf § 119

Abs. 1 Nr. 2 Fal| 1 FlurbG bedeutsam, d. h. die Bemühungen,
den Ar-rfenthalt eines Beteiligten zu ermitteln. Nach § 16 Abs. 1

Nr. 1 VwVfG kann die Inhaberschaft eines infragestehenden
Rechts nur unbekannt bleiben und ein Vertreter bestellt werden,
wenn die eigenen Nachforschungen der Behörde erfolglos ge-
blieben sind und weitergehende Ermittlungen insbesondere auf-
grund zeitlicher oder finanzieller Gründe nicht mö91ich sind; der
Umfang der Nachforschungen hat sich dabei an der potenziellen
Interessenslage des lJnbekannten zu orientieren.3e

39 Schoch/Schneider, a. , O, § 16 Rn. 11; Stelkens/Bonk/Sachs,
VwVfG, 10. Aufl. (2023), § 16 Rn. 14 f.

InBezug auf§ 119 Abs. 1 Nr. 2Fa1l1, FlurbG sind alle zu § 16

Abs. 1 Nr. 2 Fill l VwVfG entwickelten Grundsätze direkt über-
tragbar. Danach ist der Außnthalt eines Beteiligten unbekannt,
wenn der Behörde der 'Wohnort nicht bekannt ist und Nach-
forschungen ergebnislos geblieben sind. Diese haben im Sinne
der Verhältnismäßigkeit zu erfolgen und sich in der Regel auf
Abfragen bei der Polizei und beim Einwohnermeldeamt zu be-
schränken.ao Das Betreuungs- bzrv. Familiengericht hat nur einen
eingeschränkten Prüfungsumfang ohne Ermessen, der sich a11ein

daraufbeschränken muss, ob die Voraussetzungen des § 16 VwVfG
vorllegen.

Da § 119 FlurbG und § 16 VwVfG im Verhä1tnis 1ex specialis
zu legi generali stehen und somit vergleichbare Interessenslagen
und einen vergleichbaren Regelungsinhalt aufrveisen, gibt es kei-
nen Grund, die Anforderungen an die Ermittlungsmaßnahmen,
die sich bei § 16 VwVfG regelmäßig auf die Anfragen bei der
Polizei und beim Einwohnermeldeamt beschränken, nicht auch
auf § 119 Abs. 1 Nr. 2Fall 1 FlurbG zu übertragen.

2. Vertreterbestellung von Arnts wegen
nach BauGB und Landesenteignungsrecht

§ 207 Abs. I Nr. 1 und Nr. 2 tsauGB sowie vergieichbare Re-
gelungen im Landesrecht (2. B. § 26 Nr. 1 und Nr. 2 LEnteigG
RhPf{) sind von der'Wortwahl her sehr ähntich wie § 16 Abs. 1

Nr. 1 und Nr. 2 VwVfG bzw. § 119 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 FlurbG
formuliert und vom Regelungsinhalt identisch.a3 Aus Recht-
sprechung und I{ommentierung zu den genannten Vorschriften
lassen sich keine neuen Gesichtspunkte zur Nachforschungs-
intensität gewinnen, es gelten die bereits dargelegten Anforde-
rlrngen. Hervorzuheben ist, dass die genannten Regelungen wie
§ 119 FlurbG insbesondere den zägigen Fortgang von Verfah-
renaa und die Sicherstellung einer Interessensvertretung gewähr-
leisten so11en.

3. Vertreterbestellung von Arnts wegen
nach § 81 AO

§ 81 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 Abgabenordnung (AO) ist in der
Formulierung identisch mit § 119 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 FlurbG,
sodass die hierzu entwickelten Grundsatze zu Nachforschungs-
intensität direkt übertragbar sind.

Ein Beteiligter ist unbekannt i. S. v. § 81 Abs. 1 Nr. 1 AO,
wenn die Inhaberschaft von steuerlichen Rechten r-rnd Pflichten
nicht Gststeht; bei mehreren Beteiligten ist dies bereits der Fa1l,

wenn eine Person unbekannt ist, wobei ar-rch hier die zuständige
Behörde vorher zumutbare Ermittlungen anstellen muss, die ihre
Grenzen in § 88 AO haben.as Demnach darf die Behörde nicht
,,ins Blaue hinein" ermitteln, sondern nur aufgrund von konkre-
ten Anhaltspunkten weitergehende Ermittlungen einleiten, also
nur naheliegende r-rnd erfolgversprechende Nachforschungen an-
ste11en, wobei stets die Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit
zu beachten sind.a6

40 Schoch/Schneider, a. a. O., §
a. a. O., § 

'16 Rn. 16.
41 Schoch/Schneider, a. ". O, §

a. a. O., § 16 Rn. 6.
42 Landesenteignungsgesetz RhPf v. 22.4.1.966 (GVB1. S. 103).
43 Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 15. Aufl. (2022), § 207 Rn. 3 f.;

Ernst/Zirkahn/Bielenberg, BauGB, 1.47. EL (2022), § 207 Rn. 8 11^.

44 Battis/Krautzberger/Löhr, a. a. O., § 207 Rn. 1.

45 Koenig, AbgabenO, 3. Aufl. (2014), § 81 Rn. 7.

46 Koenig, a. a. O., § 88 Rn. 2,1 ff.

16 Rn. 12; Stelkens/Bonk/Sachs,

16 Rn. 9; Stelkens/Bonk/Sachs,
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Der Aufenthalt eines Beteiligten ist unbekannt i. S. v. § g1

Abs. 1 Nr. 2 Fall 1AO, wenn er seinen 'Wohnsitz oder gewöhn_
lichen AuGnthalt mit unbekanntem Ziel verlassen hat, wobei
auch hier der zumutbare Aufivand an Nachforschungen betrie_
ben werden muss, der sich in der Regel aufAnlragen bei Amtern,
insb. beim Einwohnermeldeamt beschränkt.a7 Bei konkreten
Anhaltspunkten können zudem Anfragen bei Bekannten, Ver_
mietern, Arbeitgebern o. ä. erfolgen, jedoch sind zeitraubende
und schwierige Ermittlungen vor dem Hintergrund, dass die
Vertreterbestellung das Verfahren beschieunigen und nicht ver_
zögern so1l, zu unterlassen.as Auch hier besteht ein Gleichlaufzu
§ 119 Abs. 1 Nr. 2 Fatl 1 FlurbG, insb. steht die zügige Verfah_
rensdurchfiihrung im Vordergrund, die nicht durch aufrvändige
Eigenermittlungen behindert werden so11.

Die Vertreterbestellung von Amts wegen nach § g1 AO ver_
folgt grundsätzlich dieselben Ziele wie die Vertreterbestellung
nach § 119 FlurbG. Allerdings ist im Anwendungsbereich der
Abgabenordnung zu berücksichtigen, dass die Erfül1ung von
steuerlichen Pflichten sichergestellt werden so1I, die sich in der
Regel auf das Zahlen von Steuern beschränken und somit eine
nicht unerhebliche Einnahmequelle des Staates darstellen. Auch
haben die Finanzbehörden ein sehr hohes Interesse am Aullinden
der Beteiligten, wenn es um nicht Llnwesentliche Nachforderun_
gen von Steuern geht. Um hier keine Verzögerungen zu erleiden,
werden keine hohen Anforderungen an die Ermittlungsmaßnah_
men gestellt, insbesondere auch um eine Verschwendung staat_
licher Ressourcen zu verhindern. Im Flurbereinigungsverfahren
würde eine Verzögerung durch aufrvändige Eigenermittlungen
dazu führen, dass nicht nur staatliche Ressourcen verschwendet
werden würden, sondern darüber hinaus auch die cler übrigen
Beteiligten. Insoweit besteht eine enge Vergleichbarkeit zwi_
schen § 81 AO und § 119 FlurbG, sodass ein Gleichlauf derAn_
forderungen an die Ermittlungen anzunehmen ist, der sich im'Wesentlichen 

auf Anfragen bei Behörden und dem Einwohner_
meldeamt beschränkt.

4. Erbenermittlungspflicht nach s 1964 BGB

§ 1936 BGB regelt das gesetzliche Erbrecht des Staates. Da_
nach erbt der Fiskus, wenn zur Zeit des Erbfalls kein anderer
Erbe vorhanden ist. Hierzu legt § 1964 BGB dem Nachlassge_
richt eine Erbenermittlungspflicht auf und erst, wenn sich keine
Erben finden, darf dem Fiskus das Erbrecht zugesprochen wer*
den.ae Dieses Vorgehen ist vergleichbar mit der Vertreterbestel_
lung nach § 119 FlurbG, wonach zunächst Ermittlungsmaßnah_
men vorgenolnmen werden müssen, bevor ein Dritter bestellt
wird.

§ 1964 BGB enthält keine Vorgaben zu Dauer und Umfang
der Ermittlungen, das Vorgehen unterliegt dem pflichtgemäßen
Ermessen des Nachlassgerichts, wobei sich der Umfang der Er_
mittlungen hauptsächlich am 'Wert des Nachlasses orientiert.
d. h. vom Einzelfall abhängig ist.50 A1s angemessen werden An_
fragen an die Sterbe-, Ehe- und Geburtenregister der feststell_
baren Lebensmittelpunkte eines Erblassers angesehen. sl Auch das
Nachgehen von Hinweisen auf nahe Angehörige gilt als ange_
messen, sofern entsprechende Erfolgsaussichten bestehen.52

47 Koenig, a. a. O., § 81 Rn. 9.
48 Gosch/Hoyer, ÄbgabenO/FinanzgerichtsO, 772.EL (2023), s gl

Rn.25.
,19 MüKoBGB/Kessal-Wulf BGB, 9. Attfl. (2022), § 1964 Rn. 4.
50 Hau/Posek, BeckOK BGB, 64.Ed. (2022), § 1964 Rn. 3.
51 I{essa1-Wull a. a. O., § 1964 Rn. 4.
52 OLG Celle v. 20.4.2021, 6 W 60/21, NJW-RR 2021, 1015.

Vergleicht man dies mit § 119 Abs. 1 Nr. 2Fd.ll FlurbG und
den dortigen Anforderr-rngen an die Ermittlungsmaßnahmen, so
liegt die Vergleichbarkeit darin, dass in beiden Situationen perso_
nen unbekannt sind und von staatlicher Seite ermittelt werclen
müssen, zudem bedarf es der Repräsentation einer person. Zwar
sol1 im Fa1l des § 1964 BGB kein Vertreter bestellt werden, aIler_
dings geht es darum, ob der Staat aufgrund seines subsidiären
Erbrechts erbt oder eine sonstige person. Aus vermögensrecht_
licher Sicht besteht ein besonderes Interesse daran, dass aufgrund
der Subsidiarität nicht vorschnell der Staat zum Erbe erklärt und
ein gegebenenfalls existierender Berechtigter übergangen wird.

Wie dargestellt, wird auch bei der Erbvermutung für den
Fiskus nicht erwartet, dass das Nachlassgericht a1le in Betracht
kommenden Ermittlungsmaßnahmen, seien sie auch noch so
ferniiegend, unternimmt, sondern einzelfallbezogen den LJm_
fang aufdas angemessene Vorgehen reduziert, d. h. aufAnfragen
bei Registern und Amtern beschränkt. Nur in Ausnahmefiillen
sind weitergehende Ermittlungen bei entsprechenden Erfolgsaus_
sichten vorgesehen. Dies ist besonders bemerkenswert und her_
vorzuheben. Denn eine erfolglose Erbenermittiung nach s i964
BGB ftihrt dazu. dass d:s gesamte Erbe auf den Fiskus übergeht
und damit die Inhaberschaft des Eigentums wechselt, während
sie in der Flurbereinigung grundsätzlich unangetastet bleibt.
Denn § 58 Abs. 1 Satz 3 FlurbG bestimmt, dass der im Grund_
buch eingetragene Eigentümer (der sog. Bucheigentümer) nicht
verändert werden darf, sondern unverändert im Rahmen der
Grundbr,rchberichtigung nach § 80 Nr. 1 FlurbG wieder auszu_
weisen ist. Dies gilt selbst dann, wenn der Bucheigentümer nach_
weislich verstorben ist (a1so im Fall von § 119 Abs. 1 Nr. 1 F1r_rrbG)
oder wenn der wahre Eigentümer am Flurbereinigungsverfahren
nicht beteiligt war (a1so im Fall von § 119 Abs. 1 Nr. 2 FalI 1

FlurbG).53 § 58 Abs. 1 Satz 3 FlurbG soll sicherstellen, dass die
Buchberechtigten bzw. die Rechtsnachfolger der Buchberechtig_
ten ihre Rechtspositionen durch das Flurbereinigungsverfahren
nicht verlieren. In der Flurbereinigung bleibt die Inhaberschaft
des Eigentums grundsätzlich unverändert, es wechselt nur clas
Eigentumsobjekt in seiner Gestalt.5a Daher hat die Flurbereini_
gungsbehörde die Bestimmung der Rechtsinhaberschaft den
dazu verfassungsmäßig berußnen und verfahrensrechtlich besser
ausgestatteten ordentlichen Gerichten bzw. dem Grundbuchamt
zu überlassen.s5

5. Schlussfolgerungen
-Wie 

eingangs dargelegt, sind nach dem Grundsatz der Ein_
heit der Rechtsordnung dieselben Begriffe innerhalb des Rechts
grundsätzlich gleich auszulegen. Sowohl der 'Wortlaut 

der Vor_
schriften zur Vertreterbestellung a1s auch die Interessenslagen
sind in den verschiedenen Rechtsgebieten nahezu identisch bzw.
vergleichbar, sodass sich daraus auch ein Gleichlauf hinsichtlich
der Anforderungen an die Ermittlungsmaßnahmen ergibt. Der
Vergleich mit anderen Rechtsgebieten bestätigt die unter III.
vorgenommene Auslegung von § 119 FlurbG dahingehend, dass
grundsätzlich Anfragen bei Behörden und Einwohnermeldeäm_
tern vorzunehmen sind und nur bei konkreten Anhaltspunkten
weitergehende Ermittlungen zu erfolgen haben.

53 OLG Zweibrücker v. 28.10.19j7, 3 W 98/7 7, kzl 6 zu § 12 FlurbG;
LG Heilbronn v. 14.7.1988, a. a. O.

54 Quadflieg, a. a. O., § 11 Rn. 5.
55 Wingerter/Mayr, a. a. O., § 58 Rn. 6.
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V. Abschließendes Bazit
'Wie unter IV. dargelegt, ist die Bestellung von Vertretern von

Amts wegen in den verschiedenen Rechtsgebieten nahezu iden-
tisch geregelt und ausgestaltet. Dem Grundsatz der Einheit der

Rechtsordnr-rng folgend, ergibt sich hieraus, dass die Vertreter-
bestellung einheitlich gehandhabt werden ml1ss, es sei denn, die

Natur eines Rechtsgebiets erfordert ein abweichendes Vorgehen.

Eine solche Notwendigkeit ist fär die Flurbereinigung nicht zu

erkennen. Daher ist abschließend Folgendes ßstzuhalten:

1. Vertreterbestellung nach

§ 119 Abs. 1 Nr. 1 FlurbG

Die Flurbereinigr-rngsbehörde besitzt keine Kompetenz, frag-
liche Eigentumsverhältnisse r-rnd Erbfolgen zu klären. Daher dür-
ßn im Vorfeld einer Vertreterbestellung nach § 119 Abs. 1 Nr. 1

FlurbG für unbekannte Beteiligte keine eigenen Ermittlungs-
maßnahmen angestellt werden. VieLnehr muss auf Ersuchen der

Flurbereinigr-rngsbehörde ein Vertreter durch das zuständige Be-
trellungs- bzw. Familiengericht bestellt werden, wenn sich eine

Ungewissheit über die Eigentünrerstellung aus dern Grundbuch
ergibt. Mangels ßhlender Zuständigkeit ist die Flur-bereinigungs-

behörde nicht berechtigt, weitere Nachforschungen anzustellen

und eigene Ennittlungen durchzufähren. Eine diesbezügliche

Forderung wärde gegen geltendes Recht verstoßen und von der

Flurbereinigungsverwaltr-rng verlangen, dass sie aullerhalb ihres

irn FlurbG ftir das Flurbereinigungsverfahren abschließend ge

regelten Zuständigkeitsbereichs tätig werden so11.

2. Y er tr eterbestellung nach

§ 119 Abs. 1 Nr. 2 Fall 1 FlurbG

Aus der Betrachtung verschiedener Rechtsgebiete ergibt sich,

dass die Vertreterbestellung von Amts wegen nahezu identisch

gehandhabt wird und deshalb auch für die Flurbereinigung auf
diese Anforderungen r-rnd Herangehensweisen verwiesen werden

kann. Hiernach ist zunächst festzustelien, dass die Vertreterbe-
stellung von Amts wegen die Verwaltungsverfahren beschleu-

nigen und vereinfachen so1l. 
'Wie gezeigt, ist äberall dort eine

Vertreterbesteliung vorgesehen, wo es auf die Mitwirkung von

Beteiligten ankommt, um die Verfahren el1izient dr-rrchführen zu

können. Diese Intension des Gesetzgebers bestimmt auch die
Anforderungen an die Ermittlungsmaßnahmen und gilt im be-
sonderen Maße für Flurbereinigungsverfahren, die gemäß dem
in § 2 Abs. 2 Satz 1 FlurbG normierten Beschleunigungs-
grundsatz:6 als ,,besonders vordringliche Maßnahme" zügig und
zielgerichtet durchgeführt werden sollen. Denn es kann vom
Gesetzgeber nicht gewollt sein, dass mit hohem Zeit- und
Arbeitsaufivand ar,rch Spuren mit geringen Erfolgsaussichten
nachgegangen wird, um a1le Eventualitäten auszuschließen, und
so das Verfahren unnötig verzögert wird. Dies wird außerdem
aus der Pflicht des bestellten Vertreters deutlich, den rvahren Be-
teiligten bzw. seinen Aufenthalt außerhalb des Verfahrens mit
seinen Möglichkeiten zr-r ermitteln.

Auch ist zu beachten, dass in a1len Rechtsgebieten, in denen

eine Vertreterbestellung von Amts wegen vorgesehen ist, der
AmtsermittlunlJsgrundsatz gi1t. Demnach ist die jeweils zustän-
dige Behörde zur Ermittlung des Sachverhalts und der ent-
scheidr-rngserheblichen Tatsachen verpflichtet. Allerdings gilt der
Amtsermittlungsgrundsatz nicht grenzenlos, sondern hat seine

Grenzen in der Verhältnismäßigkeit, der Zweckmäßigkeit und
clem sparsamen Umgang mit zeitlichen, personellen und sonsti

gen Ressor-rrcen der Verwaltung. Insbe sondere der letztgenannte
Aspekt ist zu beachten, denn vor allem in Flurbereinigungs-
verfahren ist es aufgrund der oft sehr alten und über Jahrzehnte
nicht fortgefuhrten Eigentümerangaben im Grundbuch häufig
der Fall, dass Beteiligte nicht aufzufinden sind. Auch nach den

Grundsätzen der Amtsermittlung ist das Flr-rrbereinigungsverfah-
ren nicht c{adurch zu erschweren, dass jedem noch so kleinen
Hinweis nachgegangen werden muss, ohne dass berechtigte
Hoffnungen auf Erfolg bestehen. Im Einklang mit der ar-rfgezeig-

ten Rechtsprechung des ßVerwG sind die Ermittlungsmaß-
nahmen im Vorfeld einer Vertreterbestellung grundsätzlich auf
Anfiagen bei den Meldebehörden (Einwohnermeldeamt, Nach-
lassgericht, Sterberegister) zu beschränken. Nur in Ausnahme-
flillen sollten weitergehende Nachforschungen angestellt werden,
wenn sich aufgruncl konkreter Anhaltspunkte berechtigte Er-
folgsaussichten abzeichnen. Dies können z. B. Nachfragen bei
nahen Angehörigen, Bekannten oder Arbeitgebern sein.

56 Wingerter/Mayr, a. a. O., § 2 Rn. 4

Ein Fretnd§örper im ]ahr'esbericht - Praxisprobleme
mit der Beqprechungpp{licht gern. § 1863 Abs. 3 Satz 2 BGB

Diplom-Rechtspfleger Uwe Hann, Daldorf

I. Einführung
Das Berichtswesen in Vormundschaftssachen und seit 1992

auch in Betreuungssachen war schon immer ein Außichtsinstru-
ment des Gerichtsl. Vormänder, Pfleger r-rnd rechtliche Betreuer

1 In der ursprünglichen Fassung des BGB vom 18.8.189(r gehörte das

Berichtswesen ab § 1837 zun Äbschnitt III mit der Uberschrift
,,Färsorge und Außicht des Vormundschaftsgerichts". Der Vormuncl
stf,nd trotz zunehmender Eigenverantwortung inrmer noch unter
strenger Außicht des Gerichts.

mllssten und müssen jährlich über ihre Tätigkeit Rechenschaft
ablegen einschließ1ich einer ordnungsmäßigen Recl'rnungs-
legung, wenn die Vermögenssorge übertragen wurde. Mit der
neuen Reform des Betreuungsrechts2, das am 1. Janu:rr 2023 tn
Kraft getreten ist, wurde auf Empfehlung einiger Betrofrenen-
verbände eine Besprechungspflicht zumJahresbericht eingeführt.
Sinn und Zweck gemäß Gesetzesbegründung soll ein Vertrauens-

2 BGB1. I 2021. S. 882 1{


